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Mr. 11779.) Geſetz über die Gewährung von Straffreiheit und Strafmilderung bei ehren- 
gerichtlichen Strafen und ehrengerichtlichen Verfahren gegen Arzte. Vom 
14. Juli 1919. : 


Die verfaſſunggebende Preußiſche Landesverſammlung hat folgendes Geſetz be⸗ 
ſchloſſen, das hiermit verkündet wird: i = 


§ 1. 
Die Vorſchriften der §§ 1, 3, 4, 6, 8 der Verordnung der Preußiſchen 
Regierung über die Gewährung von Straffreiheit und Strafmilderung in 
Diſziplinarſachen vom 16. Februar 1919 (Geſetzſamml. S. 27) finden auf ehren⸗ 
gerichtliche Strafen und ehrengerichtliche Verfahren gegen Arzte entſprechende 
Anwendung. i 
§ 2. 


Dieſes Geſetz tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 
Berlin, den 14. Juli 1919. 


Die Preußiſche Staatsregierung. 
Hirſch. Fiſchbeck. Braun. Haeniſch. Südekum. Heine. 
Reinhardt. am Zehnhoff. Oeſer. Stegerwald. 


Geſetzſammlung 1919. (Nr. 1177911783.) 37 
Ausgegeben zu Berlin, den 14. Auguſt 1919. 
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(Nr. 11780.) Geſetz, betreffend vorläufige Regelung verſchiedener Punkte des Gemeinde 
verfaſſungsrechts. Vom 18. Juli 1919. N 


Di verfaſſunggebende Preußiſche Landesverſammlung hat folgendes Geſetz be— 
ſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 


Stimmrecht in den Gemeindeverſammlungen. 


SAE 

(1) In den Gemeindeverſammlungen find alle nach §§ 2 und 3 der Rer- 
ordnung über die anderweite Regelung des Gemeindewahlrechts vom 24. Januar1919 
(Geſetzſamml. S. 13) wahlberechtigten Perſonen ſtimmberechtigt. 

(2) Jeder Stimmberechtigte hat eine Stimme. Das Stimmrecht kann nur 
perſönlich ausgeübt werden. 

(3) Die Vorſchriften in Abſ. 1 und 2 finden ſinngemäß in den Fällen, in 
denen Wahlen von ſämtlichen Stimmberechtigten einer Gemeinde vorzunehmen 
ſind, Anwendung. 


Neuwahl der unbeſoldeten Gemeindevorſtandsmitglieder und 
Kreisdeputierten. 


§ 2. . 

Die Mahlzeit der unbeſoldeten Gemeinde- (Dorf und Bauerſchafts⸗) Vor⸗ 
ſteher, ihrer Stellvertreter, der unbeſoldeten Schöffen, der unbeſoldeten Magiſtrats⸗ 
mitglieder und Beigeordneten ſowie der Kreisdeputierten endigt mit dem 
31. Auguſt 1919. 

§ 3. 


Die ausſcheidenden Gemeinde- (Kreis-) Beamten führen die Dienſtgeſchäfte 
bis zur Einführung der neugewählten mit ihren bisherigen Rechten und 
Pflichten fort. . 

. § 4. 

() Bis zum 31. Auguſt 1919 find die Neuwahlen vorzunehmen. Der 
Wahltag wird innerhalb dieſer Friſt durch Beſchluß des Kreisausſchuſſes — 
in Städten der Stadtverordnetenverſammlung — feſtgeſetzt. 

(2) Sofern in einer Gemeinde (einem Kreiſe) die Durchführung der Wahl 
bis zu dieſem Zeitpunkte nicht möglich iſt, kann die Neuwahl durch Beſchluß des 
Kreisausſchuſſes — in Städten der Stadtverordnetenverſammlung — bis ſpäteſtens 
zum 31. Oktober 1919 hinausgeſchoben werden. 

(3) In den Provinzen Weſtpreußen und Poſen, dem Regierungsbezirk Oppeln 
ſowie in den vom Feinde beſetzten Gebieten der Rheinprovinz und der Provinz 
Heſſen⸗Naſſau finden die Neuwahlen erſt nach Durchführung der Wahlen zu den 
Gemeindevertretungen bzw. Kreistagen (§ 24) ſtatt. 
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§ 5. 
Soweit nach den Städteordnungen der Magiftrat oder einzelne Magiſtrats⸗ 
mitglieder bei der Präſentation oder Wahl von Magiſtratsmitgliedern mitzuwirken 
haben, ſtehen dieſe Rechte der Stadtverorduetenverſammlung zu. 


86. 


Soweit in den Landgemeinden — in den Hohenzollernſchen Landen auch 
in den Städten — die Neuwahl der Gemeindevorſtandsmitglieder einſchließlich 
der Schöffen durch die Gemeindevertretung allein oder in gemeinſchaftlicher 
Sitzung mit dem Gemeinderat zu erfolgen hat, haben die Gemeindevorſteher 
(Bürgermeiſter, Beigeordneten, Stellvertreter) und Schöffen kein Wahlrecht. 
Bei Stimmengleichheit entſcheidet das durch die Hand des Gemeindevorſtehers 
zu ziehende Los. e 

aie 

(1) Die Wahl der in § 2 genannten unbeſoldeten Gemeindebeamten mit 
Ausnahme der Gemeindevorſteher und die Wahl der Kreisdeputierten erfolgt 
nach den Grundſätzen der Verhältniswahl, ſofern mindeſtens zwei Perſonen zu 


wählen ſind. = 

e) Im Geltungsbereiche der Städteordnung für die Provinz Schleswig. 
Holſtein vom 14. April 1869 (Geſetzſamml. S. 589) erfolgt die Feſtſtellung der 
Präſentationsliſten (Wahlaufſätze) nach den Grundſätzen der Verhältniswahl, fofern 
mindeſtens 2 Wahlvorſchläge zu bilden find, die Wahl der unbeſoldeten Magiſtrats⸗ 
perſonen ſelbſt dagegen nach den bisherigen Vorſchriften unter Berückſichtigung 
der Beſtimmungen im § 8 dieſes Geſetzes. 

(3) Soweit die Verhältniswahl durch die Gemeindeverſammlung oder eine 
Vertretungskörperſchaft vorzunehmen iſt, darf die zur Einreichung der Wahlvor⸗ 
ſchläge (Wahlaufſätze) geforderte Unterſchriftenzahl die Zahl nicht überſteigen, die 
ſich bei einer Teilung der Mitgliederzahl der Wahlkörperſchaft durch die Zahl der 
von ihr zu wählenden Perſonen (zu bildenden Wahlaufſätze) ergibt, in keinem 
Falle aber mehr als ein Fünftel der Mitgliederzahl der Wahlkörperſchaft aus- 
machen. Entſtehende Bruchteile werden nach unten abgerundet. Im übrigen 
trifft der Kreisausſchuß — in Städten die Stadtverordnetenverſammlung — die 
näheren Beſtimmungen über die Durchführung der Verhältniswahl. 

(4) Soweit in den Hohenzollernſchen Landen die Verhältniswahlen von den 
ſämtlichen Stimmberechtigten unmittelbar vorzunehmen find, gelten die Be 
ſtimmungen im Abſ. 3 dieſes Paragraphen ſinngemäß. 

(5) Durch Gemeindebeſchluß kann für die unbeſoldeten Magiſtratsmitglieder 
eine angemeſſene Entſchädigung feſtgeſetzt werden. 


§ 8. 
) Soweit unmittelbare Wahlen nach dem Mehrheitsprinzip ſtattzufinden 
haben, wird der Miniſter des Innern ermächtigt, bis zur endgültigen Neurege— 
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lung des Gemeindeverfaſſungsrechts Vorſchriften über die Neuaufſtellung von 
Wählerliſten zu erlaſſen. Die Wahlen erfolgen geheim durch verdeckte Stimmzettel. 

(2) Der Miniſter des Innern wird ermächtigt, für alle nach dem Mehrheits⸗ 
prinzip vorzunehmenden Wahlen erforderlichenfalls die bisherigen Beſtimmungen 
über das Wahlverfahren abzuändern. 


§ 9. 

() Aufgehoben werden Beſtimmungen der Gemeindeverfaſſungsgeſetze, nach 
denen Verwandte oder Verſchwägerte beſtimmten Grades und Geſellſchafter offener 
Handelsgeſellſchaften nicht zugleich Mitglieder der Gemeindevertretung (Ctadt- 
verordnetenverſammlung), des Gemeindevorſtandes (Magiſtrats) oder beider Körper⸗ 
ſchaften ſein dürfen. N 

(2) Aufgehoben werden ferner die Beſtimmungen im § 40 Abſ. 1 und 2 
der revidierten Städteordnung für die Provinz Hannover vom 24. Juni 1858 
(Hann. Geſetzſamml. 1858 S. 141) ſowie die Beſtimmung im § 49 a. a. O., 
inſoweit als von der Wahl zum Magiſtratsmitgliede diejenigen Perſonen aus⸗ 
geſchloſſen ſind, die in Koſt oder Lohn eines anderen ſtehen. . 


§ 10. 
Aufgehoben werden Beſtimmungen der Gemeindeverfaſſungsgeſetze, nach 
denen Stadtverordnete nicht zugleich Mitglieder des Magiſtrats ſein können. 


Neuwahl der Amtsvorſteher. 


§ 11. 

(1) Die Amtsdauer der vom Oberpräſidenten ernannten Amtsvorſteher und 
ihrer Stellvertreter [§§ 56, 57 der Kreisordnung für die Provinzen Oſt⸗ und 
Weſtpreußen, Brandenburg, Pommern, Schleſien und Sachſen in der Faſſung 
vom 19. März 1881 (Geſetzſamml. S. 179) und §§ 48, 49 der Kreisordnung 
für die Provinz Schleswig-Holſtein vom 26. Mai 1888 Geſetzſamml. S. 139)] 
endigt mit dem 31. Oktober 1919. Bis zum 31. Auguſt 1919 haben die 
Kreistage Neuwahlen der Amtsvorſteher (Stellvertreter) vorzunehmen. 

(2) Die neugewählten Amtsvorſteher (Stellvertreter) bedürfen der Be⸗ 
ſtätigung durch den Oberpräſidenten. 

(3) Die bisherigen Amtsvorſteher bleiben bis zur Einführung der neu- 
gewählten in Tätigkeit. 

(1) Dieſe Beſtimmung findet keine Anwendung auf die kommiſſariſchen 
Amtsvorſteher (§§ 56, 57 der Kreisordnung für die Provinzen Oft und Weſt⸗ 
preußen, Brandenburg, Pommern, Schleſien und Sachſen in der Faſſung vom 
19. März 1881, Geſetzſamml. S. 179). a 
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Wahl der Gemeindevertretungen in den Landgemeinden der 
Provinz Hannover. 
§ 12. 

In der Provinz Hannover ift in jeder Landgemeinde, in der eine Gemeinde: 
vertretung nicht beſteht, von dem Gemeindevorſteher ſofort eine Liſte der nach 
$ 1 dieſes Geſetzes ſtimmberechtigten Perſonen nach dem Stande vom 1. Juli 
1919 neu aufzuſtellen und fortzuführen. 


§ 13. 

(1) In der Provinz Hannover iſt in jeder Landgemeinde, in welcher die 
Zahl der in der Liſte verzeichneten Stimmberechtigten (§ 12) mehr als 40 be⸗ 
trägt, eine Gemeindevertretung (Gemeindeausſchuß) zu wählen. 

(2) Durch ein auf Beſchluß der Gemeindeverſammlung nach §§ 41, 42 der 
Landgemeindeordnung für die Provinz Hannover (Hann. Geſetzſamml. 1859 
S. 393) zu erlaſſendes Ortsſtatut kann die Wahl einer Gemeindevertretung auch 
bei einer geringeren Anzahl von Stimmberechtigten angeordnet werden. 


§ 1A. | 
Die Zahl der Gemeindeverordneten (§ 13) wird erſtmalig durch Beſchluß 
des Kreisausſchuſſes, weiterhin durch Ortsſtatut, über das die Gemeindevertretung 
beſchließt, feſtgeſetzt. 5 
§ 15. 


In den Landgemeinden der Provinz Hannover tritt die Gemeindevertretung 
in allen Rechten und Pflichten an die Stelle der Gemeindeverſammlung. 


Neuwahl der Deputationen und Kommiſſionen in den Gemeinden 
und Kreiſen. 
§ 16. 

5 () Die gewählten Mitglieder aller Gemeindedeputationen und kommiſſionen 

ſind neu zu wählen. 
(2) Desgleichen find die vom Kreistage gewählten Mitglieder der für Zwecke 
der allgemeinen Landesverwaltung eingerichteten Kommiſſionen neu zu wählen. 
(3) Die Wahlen finden nach dem Verhältniswahlſyſtem ftatt. Bezüglich 
der zur Einreichung von Wahlvorſchlägen geforderten Unterfehriftengahl findet die 

Beſtimmung im § 7 Abf. 3 des Geſetzes ſinngemäße Anwendung. Entſtehende 
Bruchteile werden nach unten, ſoweit die Teilungszahl weniger als 1 beträgt, 
nach oben abgerundet. 

N (4) Im übrigen erläßt die näheren Beſtimmungen über die Durchführung 
des Verhältniswahlſyſtems bezüglich der Wahl zu den ſtädtiſchen Gemeinde— 
deputationen und Kkommiſſionen die Stadtverordnetenverſammlung, bezüglich der 

Wahl zu den Kreiskommiſſionen der Kreisausſchuß. 
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(5) Auf einſtimmigen Beſchluß der Wahlkörperſchaft können die in Abſ 1 
und 2 vorgeſchriebenen Wahlen an Stelle der Verhältniswahl durch einfachen 
Zuruf erfolgen. 


Neuwahl des Provinzialrats und des Bezirksausſchuſſes. 
§ 17. 

() Die gewählten Mitglieder des Provinzialrats und des Bezirksausſchuſſes 
und ihre Stellvertreter werden von dem neugewählten Provinzialausſchuß, in 
Hohenzollern von dem Landesausſchuß, bei ſeiner erſten Tagung mit Wirkung 
vom 1. des auf den Wahltag folgenden Monats neu gewählt. Die Wahlzeit 
der bisherigen gewählten Mitglieder Stellvertreter) des Provinzialrats und des 
Bezirksausſchuſſes endigt mit dem Ablauf des Monats, in dem die Neuwahl 
ſtattfindet. 

8 (2) Der Tag der Wahl, der Ablauf der Wahlzeit der bisherigen Mitglieder 
und der Zeitpunkt des Amtsbeginns der neugewählten Mitglieder iſt durch den 
Vorſitzenden des Provinzialausſchuſſes in den Regierungs- und Amtsblättern 
rechtzeitig bekannt zu geben. 

(3) Die Wahlen erfolgen nach dem Verhältniswahlſyſtem. Die Wahl der 
Mitglieder und der Stellvertreter hat auf Grund getrennter Wahlvorſchläge ſtatt⸗ 
zufinden. Bezüglich der zur Einreichung der Wahlvorſchläge geforderten Unter⸗ 
ſchriftenzahl findet die Beſtimmung im § 7 Abf. 3 dieſes Geſetzes ſinngemäße An⸗ 
wendung. Im übrigen werden die näheren Beſtimmungen über das Verhältnis⸗ 
wahlſyſtem durch Beſchluß des neuen Provinzialausſchuſſes feſtgeſetzt. 


Dauer der Wahlzeit der Neugewählten. 
§ 18. 


Sämtliche auf Grund dieſes Geſetzes vorzunehmenden Wahlen erfolgen mit 
der Maßgabe, daß über die Dauer der Wahlzeit und eine etwaige Neuwahl in 
den neuen Gemeindeverfaſſungsgeſetzen uſw. Beſtimmung getroffen wird. 


„ der neugewählten Gemeindevertreter. 
C9: 

Die Wa Gemeindevertreter (Gemeinde-, Stadtverordneten) und die 
Mitglieder der Amtsverſammlungen, die nicht zugleich Gemeindevertreter ſind, 
werden bei der Einführung durch Handſchlag zur gewiſſenhaften Erfüllung ihrer 
Obliegenheiten verpflichtet. 


Offentlichkeit der Sitzungen. 
§ 20. 
Die Sitzungen dev Gemeindeverſammlung (Gemeindevertretung, Gemeinde: 
ausſchuß, Gemeinderat), der Bürgermeiſtereiverſammlung und der Amtsverſamm⸗ 


„„ 
lung find öffentlich. Für einzelne Gegenſtände kann durch beſonderen Beſchluß, 
welcher in geheimer Sitzung gefaßt wird, die Offentlichkeit ausgeſchloſſen werden. 


$ 21. 
Die Zuhörer haben den Anordnungen des Vorſitzenden zur Erhaltung der 
Ruhe und Ordnung Folge zu leiſten. Der Vorſitzende kann jeden Zuhörer, welcher 
Störung irgendeiner Art verurſacht, aus dem Sitzungszimmer entfernen laſſen. 


Aufhebung einiger die Gemeindewahlen betreffender Beſtimmungen der 
Eingemeindungsverträge. 
§ 22. 

Beſtimmungen in Eingemeindungsverträgen, welche Einſchränkungen des 
paſſiven Wahlrechts durch die Vorausſetzung des an beſtimmte Ortsteile gebundenen 
Wohnſitzes der Stadtverordneten, unbeſoldeten Magiſtratsmitglieder und unbeſoldeten 
Beigeordneten enthalten, werden inſoweit aufgehoben. 


Beſtimmungen über das Verfahren bei den Wahlen 
zu den Gemeindevertretungen. 
§ 23. 

Bei den nach Erlaß dieſes Geſetzes ſtattfindenden Wahlen zu den Gemeinde 
vertretungen gelten in Abweichung von der Verordnung über die Wahlen zur 
verfaſſunggebenden Preußiſchen Landesverſammlung vom 21. Dezember 1918 
(Geſetzſamml. S. 201) folgende Beſtimmungen: 

a) die Wahlvorſchläge müſſen von mindeſtens 10 wahlberechtigten Per⸗ 

ſonen unterzeichnet fein; 

b) die Wahlvorſchläge dürfen um die Hälfte mehr Namen enthalten, als 
Gemeindevertreter zu wählen ſind; 
die Dauer der Wahlhandlung kann durch Beſchluß der Gemeinde— 
vertretung (Stadtverordnetenverſammlung) abgekürzt werden. Beim 
Vorliegen mehrerer Wahlvorſchläge darf die Wahlzeit nicht weniger 
als ſechs Stunden betragen. Haben alle in der Wählerliſte verzeich⸗ 
neten Stimmberechtigten gewählt, ſo kann der Wahlvorſtand die 
Wahlhandlung ſchließen; 
der Miniſter des Innern wird ermächtigt, bei den Gemeindevertreter— 
wahlen unter den Vorausſetzungen des § 29 Abſ. 2 der Wahlordnung 
für die Wahlen zur verfaſſunggebenden Deutſchen Nationalverſammlung 
vom 30. November 1918 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 1442) die Wahlhandlung 
anſtatt in verſchiedenen Räumen desſelben Gebäudes gleichzeitig in 
zwei verſchiedenen Gebäuden desſelben Stimmbezirks zuzulaſſen. 


Cc 


Ss 


d 


— 
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Ausdehnung des Geltungsbereichs der Kreistagswahlverordnung. 
§ 24. 

Das Staatsminiſterium wird ermächtigt, die Geltung der Verordnung, be— 
treffend die Zuſammenſetzung der Kreistage und einige weitere Anderungen der 
Kreisordnungen, vom 18. Februar 1919 (Gefesfamml. S. 23) auf die Provinz 
Weſtpreußen und den Regierungsbezirk Oppeln auszudehnen. 


Aufhebung der entgegenſtehenden Beſtimmungen. 
§ 25. 


Die Beſtimmungen der Gemeindeverfaſſungsgeſetze und der ſonſtigen Geſetze 
werden inſoweit aufgehoben, als ſie den Vorſchriften dieſes Geſetzes entgegenſtehen 


Ausführungsvorſchriſten. 
§ 26. 
Der Miniſter des Innern erläßt die zur Ausführung dieſes Geſetzes cv- 
forderlichen Anordnungen. : 
; § 27. 
Das Geſetz tritt mit dem Tage feiner Verkündung in Kraft. 
Berlin, den 18. Juli 1919. 


Die Preußiſche Staatsregierung. 
Hirſch. Fiſchbeck. Braun. Südekum. am Zehnhoff. 
Oeſer. Stegerwald. 


(Nr. 11781.) Erlaß der Preußiſchen Staatsregierung, betreffend Anwendung des vereinfachten 
Enteignungsverfahrens bei der Erweiterung des Nord- und des Südfriedhofs 
in Bonn. Vom 23. Juni 1919. 


Au Grund des § 1 der Verordnung, betreffend ein vereinfachtes Enteignungs⸗ 
verfahren, vom 11. September 1914 (Geſetzſamml. S. 159) in der Faſſung der 
Nachträge vom 27. März 1915 (Gefesfamml. S. 57), vom 25. September 1915 
(Geſetzſamml. S. 141) und vom 15. Auguſt 1918 (Geſetzſamml. S. 144) wird 
beſtimmt, daß das vereinfachte Enteignungsverfahren nach den Vorſchriften dieſer 
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Verordnung bei der Ausübung des der Stadt Vonn durch Urkunde vom 26. Mai 
1919 zur Erweiterung des Nord- und des Südfriedhofs er aes Enteignungs⸗ 
rechts Anwendung zu finden hat. 


Berlin, den 23. Juni 1919. 


Die Preußiſche Staatsregierung. 
Hirſch. Fiſchbeck. Braun. Haeniſch. Südekum. Heine. 
Reinhardt. am Zehnhoff. Oeſer. Stegerwald. 


(Nr. 11784) Erlaß der Preußiſchen Staatsregierung, betr. Anwendung des vereinfachten 
Enteignungsverfahrens durch die Stadtgemeinde Cöln zum Bau und Betriebe 
einer Verlängerung ihrer Kleinbahn Cöln-Deutz-Porz von Porz bis Zündorf. 
Vom 10. Juli 1919. 


. Stadtgemeinde Cöln, der die Genehmigung zum Bau und Betriebe einer 
Verlängerung ihrer Kleinbahn Cöln-Deutz-Porz von Porz bis Zündorf erteilt 
worden iſt, iſt durch einen auf Grund Königlicher Ermächtigung ergangenen Erlaß 
des Stgatsminiſteriums vom 21. Februar 1916 das Enteignungsrecht zur Ent⸗ 
ziehung und dauernden Beſchränkung des für dieſe Anlage in Anspruch zu 
nehmenden Grundeigentums verliehen worden. 

Auf Grund der Verordnung vom 11. September 1914 (Geſetzſamml. S. 159) 
nebſt den abändernden Verordnungen vom 27. März 1915 (Gefebfamml. S. 57), 
25. September 1915 Geſetzſamml. S. 141), 10. April 1918 (Geſetzſamml. S. 41) 
und vom 15. Auguſt 1918 (Geſetzſamml. S. 144) wird hiermit beſtimmt, daß das 
vereinfachte Enteignungsverfahren nach den Vorschriften dieſer Verordnungen bei 
dem Bau der vorerwähnten Kleinbahnſtrecke Anwendung findet. 


Berlin, den 10. Juli 1919. 


Die Preußiſche Staatsregierung. 
Hirſch. Fiſchbeck. Braun. Haeniſch. Südekum. DE 
Reinhardt, am Zehnhoff. Oeſer. Stegerwald. 


(Nr. 11783). Erlaß der Preußiſchen Staatsregierung, betr. die Anwendung des vereinfachten 
f Enteignungsverfahrens beim Bau der Privatanſchlußbahn in der Stadt 
Bunzlau von der Kleinbahn bis zur Niedermühlſtraße. Vom 25. Juli 1919. 


D Kleinbahn: Uttiengejellfebaft Bunzlau-Modlau in Bunzlau ijt auf ihren 
Antrag durch Erlaß vom 24. Juni 1919 zum Bau der ihr genehmigten Privat⸗ 
anſchlußbahn im Weichbilde der Stadt Bunzlau von der Kleinbahn bis zur 


Geſetzſammlung 1919. (11779-11783) 5 5 38 
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Niedermühlſtraße das Enteignungsrecht verliehen worden. Auf Grund der 
Verordnung, betreffend ein vereinfachtes Enteignungsverfahren zur Beſchaffung 
von Arbeitsgelegenheit und zur Beſchäftigung von Kriegsgefangenen, vom 
11. September 1914 (Geſetzſamml. S. 159) und der dieſe abändernden Ver— 
ordnungen vom 27. März 1915 (Geſetzſamml. S. 57), vom 25. September 1915 
(Geſetzſamml. S. 141), vom 10. April 1918 Geſetzſamml. S. 41) und vom 
15. Auguſt 1918 Geſetzſamml. S. 144) wird hierdurch beſtimmt, daß das ver- 
einfachte Enteignungsverfahren nach den Vorſchriften dieſer Verordnungen auf 
das vorbezeichnete Unternehmen Anwendung findet. 
Berlin, den 25. Juli 1919. 
Die Preußiſche Staatsregierung. 
Hirſch. Fiſchbeck. Braun. Haeniſch. Südekum. Heine. 
Reinhardt. am Zehnhoff. Oeſer. Stegerwald. 


Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 Geſetzſamml. S. 357) ſind 
bekannt gemacht: : 

1. der auf Grund Allerhöchſter Ermächtigung vom 16. Auguſt 1914 (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 153) ergangene Erlaß des Staatsminiſteriums vom 8. No⸗ 
vember 1918, betreffend die Verleihung des Enteignungsrechts an die Stadt 
Düſſeldorf für den Bau einer Privatanſchlußbahn vom Bahnhof Düſſel⸗ 
dorf⸗Derendorf nach dem Luftſchiffhafen Lohauſen, durch das Amtsblatt der 
Regierung in Düſſeldorf Nr. 49 S. 406, ausgegeben am 7. Dezember 1918; 

2. der Erlaß der Preußiſchen Staatsregierung vom 24. April 1919, betreffend 
die Genehmigung der Errichtung der Weſtpreußiſchen Stadtſchaft, durch 
die Amtsblätter 

der Regierung in Danzig Nr. 28 Sonderbeilage, ausgegeben am 
12. Juli 1919, und . 
: der Regierung in Marienwerder Nr. 28 Sonderbeilage, ausgegeben 
am 12. Juli 1919; 

3. der Erlaß der Preußiſchen Staatsregierung vom 5. Mai 1919, betreffend 
die Genehmigung des Beſchluſſes des Engeren Ausſchuſſes der Pommerſchen 
Landſchaft vom 28. März 1919 über Anderung des Statuts der Land⸗ 
ſchaftlichen Bank, durch die Amtsblätter 

der Regierung in Stettin Nr. 26 S. 182, ausgegeben am 28. Juni 
1919, der Regierung in Köslin Nr. 25 S. 109, ausgegeben 
am 21. Juni 1919 und der Regierung in Stralſund Nr. 25 
S. 106, ausgegeben am 21. Juni 1919; 


y 


4. 
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der Erlaß der Preußiſchen Staatsregierung vom 26. Mai 1919, betreffend 
die Verleihung des Enteignungsrechts an die Stadt Bonn zur Erweiterung 
des Nord⸗ und des Südfriedhofs, durch das Amtsblatt der Regierung in 
Cöln Nr. 24 S. 171, ausgegeben am 14. Juni 1919; 
der Erlaß der Preußiſchen Staatsregierung vom 9. Juni 1919, betreffend 
die Genehmigung der von dem 55. General-Landtag der Oſtpreußiſchen 
Landſchaft beſchloſſenen Nachträge zur Oſtpreußiſchen Landſchaftsordnung 
und zu den Abſchätzungsgrundſätzen der Oſtpreußiſchen Landſchaft, durch 
die Amtsblätter 
der Regierung in Königsberg Nr. 25 S. 231, ausgegeben am 
21. Juni 1919, 
der Regierung in Gumbinnen Nr. 25 S. 174, ausgegeben am 
21. Juni 1919, 
der Regierung in Allenſtein Nr. 26 S. 184, ausgegeben am 28. Juni 
1919, und 
der Regierung in Marienwerder Nr. 25 S. 177, ausgegeben am 
21. Juni 1919; 


der Erlaß der Preußiſchen Staatsregierung vom 24. Juni 1919, be⸗ 


treffend die Verleihung des Enteignungsrechts an die Kleinbahn⸗Aktien⸗ 
geſellſchaft Bunzlau-Modlau in Bunzlau für den Bau und Betrieb einer 


Privatanſchlußbahn im Weichbilde der Stadt Bunzlau, durch das Wintsblart 
der Regierung in Liegnitz Nr. 28 S. 220, ausgegeben am 12. Juli 1919. 


Beſtellungen 


Medigtert un Buro des Staatsmmiſteriums. — Berlin, geome in Cer Jreichsdrugetel. 
auf einzelne Stücke der Preußiſchen Geſetzſammlung und auf die Haupt⸗Sachverzeichniſſe (1806 bis 1888 ju 
6,25 / und 1884 bis 1913 zu 4,60 AL) ſind au die Poſtauſtatten zu richten. 


